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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Berufsbildung

Après que le Conseil des Etàts eut aussi adopté la motion du conseiller national Fischer
(pdc, LU), demandant l'élaboration des bases législatives nécessaires à la poursuite du
soutien financier de la Confédération aux écoles sociales, les deux Chambres ont
accepté de proroger l'arrêté fédéral permettant le subventionnement de ces écoles, et
ce pour trois ans. Durant cette période, une loi fédérale sera élaborée. En 1988, le
Conseil fédéral s'était opposé à un tel maintien. En 1989, il a confirmé sa position,
arguant de la possibilité de prise en charge des sommes supprimées par les cantons. 1

MOTION
DATUM: 27.02.1989
BRIGITTE CARETTI

Der Nationalrat überwies eine Motion seiner WBK und ein Postulat Randegger (fdp, BS),
welche eine Harmonisierung der Ausbildungsbeihilfen im Hochschulbereich verlangen,
die weiter geht als die NFA-Regelung. Der Ständerat billigte ein in die gleiche Richtung
zielendes Postulat Leumann (fdp, LU). Ebenfalls gutgeheissen wurde ein Postulat von
Jacqueline Fehr(sp, ZH) für einen Bericht zur Verbesserung der Vereinbarkeit von
Familie resp. Familiengründung und Ausbildung/Studium. 2

MOTION
DATUM: 09.05.2006
MAGDALENA BERNATH

Der Nationalrat befasste sich in der Frühjahressession 2022 mit einer Motion Aebischer
(sp, BE) zur Titeläquivalenz für die Höhere Berufsbildung (HBB). Aebischer erläuterte,
dass die Schweizerinnen und Schweizer mit einem Abschluss der HBB im Ausland oft
keine Chance auf eine adäquate Stelle hätten, weil die Schweizer Abschlüsse im Ausland
nicht bekannt seien; oder, «wenn sie sie [die Stelle] bekommen haben, weniger Geld
verdienen, weil sie keinen Bachelor und keinen Master vorweisen können.» Daher
brauche es im Zusatz zum Diplom einen entsprechenden Titel.
Bildungsminister Parmelin erläuterte anschliessend, weshalb der Bundesrat die Motion
ablehne: Die Frage der Titel und die Positionierung der höheren Berufsbildung im
Allgemeinen würden derzeit bereits unter Federführung des SBFI detailliert evaluiert.
Diese Arbeiten sollten nun abgewartet werden, bevor weitere Entscheide getroffen
würden. Ausserdem wies Parmelin darauf hin, dass die allfällige Einführung von neuen
Titeln in der HBB weder zu einer Akademisierung der HBB noch zu einer Verwechslung
mit den akademischen Abschlüssen auf der universitären und der Fachhochschul-
Ebene führen dürfe.  
Die grosse Kammer stimmte nach diesen Ausführungen mit 129 zu 54 Stimmen (bei 7
Enthaltungen) mehrheitlich für die Annahme der Motion. Die ablehnenden Stimmen
stammten allen voran von den Fraktionen der SVP und der FDP.Liberalen. 3

MOTION
DATUM: 08.03.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die WBK-NR reichte im Oktober 2022 und damit im Nachgang zu einer intensiv
geführten medialen Debatte zum Thema «Mangel an adäquat qualifizierten
Lehrpersonen» vier Vorstösse zu ebendieser Thematik ein. Während zwei Postulate
eine verbesserte Datenerhebung zu den Berufsausstiegsgründen respektive eine
Evaluation der bisher erfolgten Schulreformen verlangten, forderte die WBK-NR mit der
Motion 22.4268, dass Absolventinnen und Absolventen der Berufsmatura ohne
Aufnahmeprüfung zum Studium als Primarlehrerin oder Primarlehrer an den PH
zugelassen werden. Das ähnlich gelagerte, aber etwas weniger weit gehende Postulat
22.4267 bat den Bundesrat, in Zusammenarbeit mit der EDK die
Zulassungsbedingungen zur PH zu überprüfen: Die Regierung solle die Zulassung von
Absolventinnen und Absolventen der Berufsmaturität an die PH, die Voraussetzungen
für die Studierfähigkeit sowie andere Verbesserungen analysieren. Dabei solle auch
geprüft werden, ob eine spezielle Berufsmaturitäts-Ausrichtung «Pädagogik»
eingeführt werden könne.
Der Bundesrat beantragte die umfassendere Motion, welche eine Anpassung des HFKG
verlangte, zur Ablehnung. Zum einen argumentierte er mit den unterschiedlichen
Zuständigkeiten der betroffenen Bildungsbereiche. So sei primär der Bund für die
Berufsmaturität zuständig, während die Kantone und die EDK die Ausbildung für die
Primarstufe an den PH verantworteten. Änderungen an den Schnittstellen zwischen
diesen Bereichen müssten deshalb gemeinsam geprüft werden. Zum anderen stelle die

MOTION
DATUM: 28.10.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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diskutierte Aufnahmeprüfung sicher, dass die Absolventinnen und Absolventen der
Berufsmaturität über die für das Studium an der PH nötige breite Allgemeinbildung
verfügten. Letzteres führte auch eine Kommissionsminderheit de Montmollin (fdp, GE)
ins Feld, welche die Ablehnung der Motion beantragte. Der Bundesrat zeigte sich indes
bereit, die im Postulat 22.4267 aufgeworfenen Fragestellungen zusammen mit der EDK
zu untersuchen und beantragte die Annahme des Postulats, zu dem kein
Minderheitsantrag eingereicht wurde. 4

Absolventinnen und Absolventen der Berufsmatura sollen ohne Aufnahmeprüfung
zum Studium als Primarlehrerin oder Primarlehrer an der PH zugelassen werden.
Dieser Meinung war in der Frühjahrssession 2023 eine Mehrheit des Nationalrates und
nahm eine entsprechende von einer Mehrheit seiner WBK-NR getragene Motion (Mo.
22.4268) mit 122 zu 41 Stimmen bei 23 Enthaltungen an. Innerhalb der verschiedenen
Fraktionen zeigten sich die Nationalrätinnen und Nationalräte gespalten – einzig jene
aus der Mitte-Fraktion stimmten geschlossen für die Motion. Gleichzeitig hiess die
grosse Kammer stillschweigend auch ein Postulat (Po. 22.4267) derselben Kommission
gut, wonach die Zugangsvoraussetzungen an den Pädagogischen Hochschulen sowie
eine spezielle Berufsmaturitäts-Ausrichtung Pädagogik geprüft werden sollen. Der
Zugang zur Pädagogischen Hochschule mit einer Berufsmatura ist heute erst nach
einem Aufnahmekurs und einer Aufnahmeprüfung möglich und die Berufsmatura bringe
keinen Vorteil gegenüber Anwärterinnen und Anwärtern ohne diesen Abschluss, wie
Mehrheitssprecher Simon Stadler (mitte, UR) im Rat kritisierte. Mit dem Abbau der
Hürden könne der Berufsmatura mehr Wertschätzung entgegengebracht und dem
Lehrpersonenmangel, welcher die Schweiz gemäss BFS noch bis ins Jahr 2031 und
darüber hinaus beschäftigen werde, entgegengewirkt werden, erläuterte der Urner
weiter. Auch Kommissionssprecherin Valentine Python (gp, VD) erinnerte daran, dass es
im heutigen Ausbildungssystem wichtig sei, verschiedene Ausbildungswege zu
ermöglichen. Der Zugang zu den pädagogischen Hochschulen sollte daher nicht nur
über den Weg der gymnasialen Maturität betrachtet werden. Als Teil der Gegnerschaft
erwiderte Florence Brenzikofer (gp, BL), dass der prüfungsfreie Zugang «Tür und Tor
öffnen» könne, um weitere Hürden zu senken. Ins gleiche Horn blies auch Verena
Herzog (svp, TG), welche bei Annahme der Motion eine Schwächung des Images des
Lehrerberufs befürchtete. Die Genferin Simone De Montmollin (fdp, GE), Anführerin der
Kommissionsminderheit, mahnte zudem davor, in die Kompetenzen der Kantone
einzugreifen. Ferner war sie der Ansicht, dass nur die bestehenden
Zulassungsbedingungen sicherstellten, dass die Interessierten ein angemessenes
Wissensniveau verfügten. Die Unterschiede zwischen den drei Hochschulsystemen
sollten zudem erhalten bleiben. Des Weiteren müssten die wirklichen Probleme des
Lehrkräftemangels – etwa die Teilzeitarbeit oder die hohe Berufsausstiegsquote –
angegangen werden. Es sei deshalb logisch, zuerst das weniger umfassende Postulat der
Kommission anzunehmen, welches den Bundesrat beauftragt, in Zusammenarbeit mit
der EDK Verbesserungsmöglichkeiten für den Zugang mit einer Berufsmaturität zur PH
zu prüfen und daraus Einsichten zu gewinnen. Dieser Meinung schloss sich auch
Bildungsminister Guy Parmelin an, der davor warnte, «den Pflug vor den Ochsen zu
setzen» und bereits eine Massnahme zu beschliessen, ohne die Situation vorher zu
analysieren. Des Weiteren sei es in diesem Bereich wichtig, die Kompetenzen von Bund,
den Kantonen und der EDK zu beachten und Änderungen nur in Zusammenarbeit
anzugehen. Er präzisierte gegenüber Simon Stadler schliesslich, dass die
Zulassungsprüfung und der Vorbereitungskurs, die eine breite Allgemeinbildung
sicherstellen, für Personen mit und ohne Berufsmaturitätsabschluss nicht identisch
seien, womit Vorkenntnisse bereits jetzt beachtet würden. 
Das Postulat überwies der Nationalrat direkt an den Bundesrat, mit der weitergehenden
Motion wird sich noch der Ständerat als Zweitrat befassen müssen. 5

MOTION
DATUM: 02.03.2023
MARCO ACKERMANN

Überraschend und entgegen der Meinung des Nationalrats und seiner vorberatenden
Kommission machte der Ständerat in der Frühlingssession 2023 eine Kehrtwende und
wollte nunmehr keine sogenannte Titeläquivalenz für die höhere Berufsbildung
vorschreiben. «Bachelor für Berufsleute abgeschmettert», titelte daraufhin etwa der
Tages-Anzeiger. Mit 19 zu 16 Stimmen bei 6 Enthaltungen lehnte die kleine
Parlamentskammer eine entsprechende Motion Aebischer (sp, BE) ab und folgte damit
dem ablehnenden Votum des Bundesrates. Die vorberatende WBK-SR war im Januar
2023 mit 12 Stimmen bei 1 Enthaltung noch klar für eine Annahme gewesen, hatte also
eine Stärkung der Profile der Höheren Fachschulen durch die Titelbezeichnungen
«Professional Bachelor» und «Professional Master» unterstützt. Während sich im

MOTION
DATUM: 06.03.2023
MARCO ACKERMANN
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Vorfeld eine Mehrheit der Verbundpartner der Berufsbildung (Höhere Fachschulen) für
eine solche Anpassung ausgesprochen hatten, hatten Medienberichten zufolge
Universitäten und Fachhochschulen den Entwurf torpediert. 

Im Ständerat zeigte sich ein besonderes Bild: Mehrere Nicht-Kommissionsmitglieder
äusserten sich ablehnend zur Motion, so etwa Olivier Français (fdp, VD), Mitglied der
Schweizerischen Akademie der Technischen Wissenschaften, der eine Gefahr der
Verwechslung mit Abschlüssen der Universitäten und der Fachhochschulen befürchtete
und einen Einzelantrag auf Ablehnung stellte. Diesem Votum schlossen sich auch Daniel
Fässler (mitte, AI) und Carlo Sommaruga (sp, GE) an. Auch Andrea Gmür-Schönenberger
(mitte, LU), die zwar Kommissionsmitglied war, jedoch nicht an der entsprechenden
Sitzung hatte teilnehmen können, befürchtete eine Vermischung der verschiedenen
Titel und hätte es bevorzugt, das Anliegen in Form eines Postulats im Sinne eines
Prüfberichts zu behandeln. Die negativen Stellungnahmen der Nicht-
Kommissionsmitglieder wechselten sich dabei wiederholt ab mit den Stellungnahmen
verschiedener positiv gestimmter Kommissionsmitglieder. So argumentierte etwa
Johanna Gapany (fdp, FR) für eine Annahme, da die Titelbezeichnungen die Qualität der
Schweizer Berufsbildung auf nationalem und internationalem Parkett verdeutlichen
könne. Auch Hannes Germann (svp, SH) wollte den «Sonntagsreden über den Wert
unserer dualen Berufsbildung» Taten folgen lassen und den Jungen eine Perspektive
geben, indem ihre Ausbildung eine entsprechende Bezeichnung erhalte. Uneinig war
sich der Rat schliesslich auch in der Frage, ob die Motion überhaupt vorschreibe, dass
eine Aufwertung durch die Titel «Professional Bachelor» und «Professional Master» zu
erfolgen habe, da diese im Motionstext nur in Klammern genannt wurden. Matthias
Michel (fdp, ZG) meinte schliesslich, dass sich die «Dissonanz» nur auf die Titelfrage
beschränke, nicht jedoch auf den Grundsatz, dass die höhere Berufsbildung gestärkt
werden sollte. Nach der «achterbahnmässigen» Debatte im Ständerat, wie Eva Herzog
(sp, BS) das Geschehen im Rat pointiert zu resümieren wusste, zogen sich die Gräben
bei der Abstimmung zwischen den knapp unterliegenden Befürwortenden und den
siegreichen Gegnerinnen und Gegnern quer durch die Fraktionen hindurch. Bundesrat
Guy Parmelin beruhigte die Gemüter zum Schluss mit der Information, dass der
Bundesrat dem Parlament demnächst eine Botschaft für eine Gesetzesrevision
betreffend die Titelbezeichnungen unterbreiten wolle, womit sich die Räte schon bald
erneut zu dieser Frage würden äussern können.   

Der Tages-Anzeiger erkannte hinter dem Nein aus dem Stöckli einen erfolgreichen
Widerstand der Universitäten und der Fachhochschulen. In ebendieser Zeitung liess
alt-Nationalrat und Bildungsexperte Rudolf Strahm kein gutes Wort an diesem
Entscheid. Der Verzicht auf die Bezeichnungen werte die Berufe ab und verstärke den
Fachkräftemangel. Auch der Gewerbeverbandsdirektor Ulrich Bigler bedauerte den
Entscheid und erkannte darin eine verpasste Chance. 6

Der Ständerat diskutierte in der Herbstsession 2023 darüber, Absolventinnen und
Absolventen der Berufsmaturität den prüfungsfreien Zugang zum Studium der
Primarstufe an der PH zu ermöglichen. Die Mehrheit der vorberatenden WBK-SR hatte
sich gegen eine entsprechende Motion des Nationalrates ausgesprochen, wie Matthias
Michel (fdp, ZG) berichtete. Michel argumentierte für die Kommissionsmehrheit, dass
die Aufnahmeprüfung für die PH, welche die Berufsmaturanden und -maturandinnen
bestehen müssen, kein Hindernis darstelle. Dies beweise der Anteil von 60 Prozent der
Studierenden an den PH, die über keine gymnasiale Matura verfügten. Folglich liege das
grösste Problem im Bereich des Lehrpersonenmangels nicht im Zugang zur Ausbildung,
sondern vielmehr bei Einstieg und Verbleib im Beruf. Jedoch werde die
Allgemeinbildung im Rahmen einer Berufsmaturität weniger stark gewichtet als bei der
gymnasialen Maturität; die entsprechende Lektionenzahl sei bei der Berufsmaturität
nur halb so gross, was die Ungleichbehandlung rechtfertige. Schliesslich solle zuerst der
Bericht in Erfüllung des vom Nationalrat bereits überwiesenen Postulats 22.4267
abgewartet werden. Maya Graf (gp, BL) vertrat die Kommissionsminderheit, die sich für
Annahme des Vorstosses einsetzte. Sie war der Ansicht, dass die sozialen Kompetenzen,
die Arbeitserfahrungen und das Allgemeinwissen, welche die Absolventinnen und
Absolventen der Berufsmaturität erworben hätten, «für den Eintritt in ein
pädagogisches Hochschulstudium [... ] und auch für die spätere Primarlehrpraxis
ausreichend» seien. Des Weiteren herrsche derzeit ein Ungleichgewicht zwischen
Personen, welche ab 28 oder 30 Jahren prüfungsfrei «sur dossier» in die PH eintreten
dürften und den Berufsmaturandinnen und Berufsmaturanden, die eine Prüfung
ablegen müssen. Zudem sei der Weg über die Aufnahmeprüfung nicht einheitlich
geregelt, jede PH habe hierfür andere Kriterien. Der Ständerat lehnte die Motion in der

MOTION
DATUM: 18.09.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Folge mit 21 zu 19 Stimmen bei 2 Enthaltungen ab. 7

Hochschulen

Die Anforderungen der neuen technologischen Entwicklung an die Hochschulen kamen
in einer Untersuchung des Unternehmensberaters Hayek über die ETH (Eidgenössische
Technische Hochschulen) zum Ausdruck, durch welche zugleich die seit Jahren
anhaltende Kritik am Personalstopp schlagartig an Gewicht gewann. Eine Grobanalyse
und eine Optimierungsstudie stellten fest, dass die ETH und ihre Annexanstalten bei
der rasanten Entwicklung der Spitzentechnologie nicht mitgehalten haben. Um die
nötige Anpassung an die neueste Technologie in Lehre und Forschung zu gewährleisten,
hielt sie daher die Schaffung von 1'100 neuen Stellen für erforderlich; 600 Stellen im
Verwaltungsbereich und in weniger arbeitsmarktorientierten Wissensgebieten könnten
wegrationalisiert werden, wodurch per saldo noch 500 Stellen neu einzurichten wären.
Die Studie kritisierte ferner die ineffiziente Organisation der ETH, die starren
Anstellungsverhältnisse wie auch den zuwenig ausgebauten Wissenstransfer zwischen
Hochschule und Wirtschaft. Der Schweizerische Schulrat veranlasste darauf
Feinabklärungen auf der Grundlage der Grobanalyse und beantragte dem Bundesrat die
Schaffung von 200 befristeten und 470 Dauerstellen in den Jahren 1986-1988. Im
Bericht Hayek fanden auch mehrere eingereichte Motionen und Postulate ihre
Begründung, welche eine Lockerung des Personalstopps sowie organisatorische und
strukturelle Neuerungen an der ETH verlangten. Kritik und Vorschläge der Studie
wurden auch von verschiedenen Exponenten der Grossindustrie unterstützt. Die
geforderte Prioritätensetzung zugunsten der neu-technologischen Fachrichtungen
dürfte die Tendenz, an der ETH interdisziplinäre und traditionelle Forschungsstellen
aufzuheben, verstärken. Vor dem Hintergrund einer notwendigen Neustrukturierung
der ETH stimmte das Parlament dem Antrag des Bundesrates auf Verlängerung der ETH-
Übergangsregelung zwar zu, es verkürzte aber die Frist von 10 auf 6 Jahre. Unbestritten
waren in beiden Räten ferner Kredite in der Höhe von CHF 28.3 Mio für dringliche
Bauvorhaben der ETH und ihrer Annexanstalten. 8

MOTION
DATUM: 03.06.1985
WERNER SEITZ

Nach dem Nationalrat überwies auch die kleine Kammer diskussionslos eine Motion der
nationalrätlichen WBK und beauftragte damit den Bundesrat, geeignete Massnahmen –
insbesondere finanzieller Art in Form von Stipendien – zur Förderung der Mobilität von
Studierenden zu ergreifen. Im weiteren wandelte der Ständerat eine vom Nationalrat
angenommene Motion von dessen WBK in ein Postulat um und verlangte vom Bundesrat
die Prüfung einer Vereinheitlichung der Ausbildungsfinanzierung auf
Verfassungsebene. 9

MOTION
DATUM: 07.03.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Der Nationalrat überwies eine Motion Imhof (cvp, BL), welche vom Bundesrat die
Wiedereinführung der vom Bundesamt für Wirtschaft und Arbeit abgeschafften
praktischen Fachprüfung für gymnasiale Maturandinnen und Maturanden, die in eine
FHS technischer Richtung eintreten wollen, verlangt. Damit solle Chancengleichheit bei
der Aufnahme in Technische FHS hergestellt und dem Missstand vorgebeugt werden,
dass Kandidatinnen und Kandidaten mit einer abgeschlossenen Berufslehre die
technische Prüfung nicht bestünden, während Maturandinnen und Maturanden mit
einem ungleich kleineren technischen Verständnis und Wissen prüfungsfrei eintreten
könnten. Der Ständerat überwies seinerseits mit 20 zu 18 Stimmen eine Motion Beerli
(fdp, BE), die einen vereinfachten Zugang zu den FHS in der Informations- und
Kommunikationstechnik (IKT) für Absolventinnen und Absolventen eines Gymnasiums
verlangt. Die Ermöglichung des examenfreien Einstiegs in eine IKT-Ausbildung für
Maturandinnen und Maturanden sei durch eine entsprechende Änderung des Gesetzes
über die Fachhochschulen im Sinne einer Flexibilisierung nötig, um den Mangel an
Informatikerinnen und Informatikern aufzufangen. Kritik an diesem Vorschlag war von
Seiten des Christlichnationalen Gewerkschaftsbundes (CNG) laut geworden, der
insbesondere eine Aufwertung der Gymnasialmatura auf Kosten der Berufslehre, eine
Bevorteilung der Gymnasiastinnen und Gymnasiasten sowie eine Verschulung des
ersten Fachhochschuljahres befürchtete. 10

MOTION
DATUM: 04.06.2000
ELISABETH EHRENSPERGER
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Die Diskussion zu einer Motion der SVP-Fraktion für leistungsabhängige Stipendien
wurde im Nationalrat verschoben. Der Vorstoss verlangt eine Änderung
desAusbildungsbeihilfengesetzes, so dass die Höhe der nicht rückzahlbaren Stipendien
von den erbrachten Leistungen der Stipendienempfängerinnen und -empfänger
abhängig gemacht wird. 11

MOTION
DATUM: 21.02.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Der Ständerat lehnte eine Motion Imhof (cvp, BL) ab, welche vom Bundesrat die
Wiedereinführung der praktischen Fachprüfung für gymnasiale Maturandinnen und
Maturanden, die in eine FHS technischer Richtung eintreten wollen, verlangt hatte.
Damit sollte die Chancengleichheit bei der Aufnahme in Technische FHS hergestellt
werden. Schon die vorberatende Kommission hatte eine Ablehnung der Motion
empfohlen, widerspreche diese doch der im Jahr 2000 vom Ständerat überwiesenen
Motion Beerli (fdp, BE), womit eben gerade ein erleichterter Zugang von Maturandinnen
und Maturanden zur Informatiker- und Telematiker-Ausbildung gefordert wurde. Die
Motion Beerli erlitt aber ihrerseits eine Abfuhr im Nationalrat, da dieser trotz
Informatikermangel keine Ausnahme für Maturandinnen und Maturanden bewilligen
wollte. Die Berufslehre müsse mit oder ohne Berufsmatur der „Königsweg“ zur FHS
bleiben. 12

MOTION
DATUM: 19.03.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Der Nationalrat gab einer Motion Kofmel (fdp, SO) in abgeschwächter Form als Postulat
Folge und verlangte damit vom Bundesrat die Prüfung einer Revision des FHSG im Sinne
einer Umwandlung in ein Rahmengesetz. Dieses soll erstens revidierte
Zulassungsbedingungen enthalten: Maturaabgängerinnen und -abgänger sind wie bisher
zu einer einjährigen Arbeitspraxis verpflichtet, diese ist jedoch neu nicht mehr an eine
Fachrichtung gebunden und muss eventuell nicht mehr zwingend vor dem Eintritt in die
FHS geleistet werden; jede der fünf Berufsmaturitäten muss zum prüfungsfreien Eintritt
an die FHS berechtigen; das bei einzelnen Studienrichtungen bisherige Obligatorium
einer zusätzlichen Berufspraxis zwischen Berufsmaturitätsabschluss und Studienbeginn
ist abzuschaffen; Inhaberinnen und Inhaber eines Diploms einer höheren Fachprüfung
oder eines erfolgreichen Abschlusses an einer höheren Fachschule sind zum
prüfungsfreien Eintritt in die FHS zugelassen. Zweitens soll das Rahmengesetz
betreffend akademische Grade den Erwerb der Grade „Bachelor“ und „Master“
vorsehen. Und schliesslich drittens soll die bisher in bundesrätlicher Kompetenz
liegende Bewilligung von Studiengängen an die Eidgenössische FHS-Kommission
delegiert werden. Ebenfalls als Postulat überwies die grosse Kammer im Einverständnis
mit dem Bundesrat eine Motion der SVP-Fraktion, die in dieselbe Richtung gezielt hatte
und mit einer Änderung des FHSG die Einführung weiterführender Ausbildungsgänge
(Master/Bachelor gemäss Bologna-Deklaration) gefordert hatte. 13

MOTION
DATUM: 22.03.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Als Postulat abgeschwächt überwies der Nationalrat in seiner Sommersession eine
Motion Widmer (sp, LU), welche Finanzhilfen an die Betriebskosten zur Unterstützung
der kantonalen FHS beim Ausbau ihrer Kompetenzen im Hinblick auf die Integration in
das eidgenössische FHS-System verlangt hatte. 14

MOTION
DATUM: 21.06.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Oppositionslos überwies der Ständerat eine Motion Plattner (sp, BS) für eine
substanzielle Erhöhung der Grundsubventionen an die kantonalen Universitäten in der
Periode 2002 bis 2012 gegenüber dem heutigen Finanzplan. Die Begründung der Motion
fokussiert insbesondere auf die Tatsache, dass die Schweiz im Vergleich zu anderen
Wirtschaftsnationen zu wenig in die Hochschulbildung investiert, was dem veritablen
internationalen Wettrüsten in diesem Bereich zuwiderläuft; im weiteren fordert die
Motion einen Ausgleich des Finanzierungsgefälles zwischen den ETH und den
Universitäten. Wie im Ständerat war das Anliegen, den Wissenschaftsstandort Schweiz
zu fördern, auch im Nationalrat unbestritten, der die Motion seinerseits überwies. 15

MOTION
DATUM: 30.09.2001
ELISABETH EHRENSPERGER
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Der Ständerat gab einer vom Nationalrat bereits überwiesenen Motion Neirynck (cvp,
VD) für die Integration ausländischer ETH-Ingenieure nur als Postulat Folge. Die
Diskussion zu einer Interpellation Neirynck betreffend die konkreten Massnahmen zur
Umsetzung des Postulats wurde im Nationalrat verschoben. 16

MOTION
DATUM: 01.10.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Beide Räte überwiesen eine Motion Bieri (cvp, ZG), mit welcher eine Teilrevision des
FHS-Gesetzes (FHSG) zur raschen Unterstellung der FHS in den Bereichen soziale
Arbeit, Gesundheit, Musik und Kunst unter die eidgenössische Gesetzgebung gefordert
wird. Für die Schaffung einer Westschweizer FHS für Gesundheit und soziale Arbeit
unterzeichneten zu Beginn des Berichtsjahres die zuständigen Regierungsvertreter der
französisch- und zweisprachigen Kantone eine interkantonale Vereinbarung. Die
geplante FHS, über welche nun die kantonalen Parlamenten zu verhandeln haben, soll
Ende 2002 an 18 Schulstandorten ihre Arbeit aufnehmen. 17

MOTION
DATUM: 12.12.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Je in ein Postulat umgewandelt überwies der Nationalrat im Winter zwei Motionen
Kofmel (fdp, SO) betreffend eine autonome Hochschule Schweiz bzw. eine verstärkte
finanzielle Unterstützung der Hochschulen. Erstere verlangte vom Bundesrat im
Rahmen der Botschaft über die Förderung von Bildung, Forschung und Technologie in
den Jahren 2004-2007 (BFT-Botschaft) eine klare Trennung der operativen von der
strategischen Ebene im Gesamtsystem „Hochschule Schweiz“ dank einem möglichst
autonomen strategischen Führungsorgan. In diesem sollen nicht nur Vertretungen von
Bund und Kantonen, sondern auch Persönlichkeiten aus der Wissenschaft, Wirtschaft
und Gesellschaft vertreten sein. Die Kooperation der einzelnen Hochschulen auf der
operativen Ebene soll durch die Konferenz der einzelnen Schulleitenden sichergestellt
werden. Die zweite Motion forderte, dass ebenfalls im Rahmen der BFT-Botschaft
Massnahmen zu folgenden Punkten ergriffen werden: mehr Grund- und
Leistungsbeiträge an die kantonalen Universitäten zur Förderung deren internationaler
Wettbewerbsfähigkeit; Überprüfung der Bemessungskriterien der Grundbeiträge und
eventuell Ersetzen derselben durch output- und qualitätsorientierte Kriterien;
angemessenere Ausstattung der FHS mit den nötigen Ressourcen für ihren
Leistungsauftrag im Transferbereich. 18

MOTION
DATUM: 14.12.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Einen eher zaghaften Schritt in diese Richtung machte der Nationalrat, indem er zwei
Motionen Randegger (fdp, BS) in abgeschwächter Form als Postulate überwies. Erstere
hatte für eine aktive Nachwuchsförderung an den Schweizer Hochschulen im Rahmen
der BFT-Botschaft das Vorantreiben des Tenure Track Systems, die Umwandlung von
Föderprofessuren in Tenure Track Assistenzprofessuren, die Vereinheitlichung der
Förderung von Post doctoral fellows – insbesondere eine Erleichterung deren Rückkehr
in die Schweiz dank Stipendien und aktiver Betreuung – sowie die Förderung des
Mittelbaus an den FHS verlangt. Die zweite Motion hatte ihrerseits für den Aufbau einer
exzellenten Forschung Schweiz gefordert, dass im Rahmen der BFT-Botschaft die
Grundlagenforschung langfristig gefördert sowie der Wissens- und Knowhow-Transfer
zu diesem Ziel intensiviert werde; zudem sollte der Auf- und Ausbau der angewandten
Forschung an den FHS unterstützt, die Validierung des mit staatlichen
Forschungsgeldern generierten Wissens und dessen Schutz (Patente) sichergestellt
sowie die Evaluation und Vergabe der Ressortforschungsprojekte nach dem System der
Peer Review eingeführt werden. 19

MOTION
DATUM: 14.12.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Im Mai informierte der Staatssekretär für Wissenschaft und Forschung, Charles Kleiber,
über die Pläne der Schweiz zur Umsetzung der Bologna-Deklaration. Das Bologna-
Abkommen war 1999 von der Schweiz unterzeichnet worden und soll mit der Einführung
einer dreijährigen Bachelor- und einer ein- bis zweijährigen Master-Stufe sowie eines
europaweit geltenden Kreditpunktesystems (ECTS) erleichterte Mobilität für
Studierende, Lehrende und Forschende sowie vergleichbare Ausbildungsstandards im
europäischen Raum schaffen. Die Teilnahme der Schweiz an diesem Projekt sei laut
Kleiber auch eine Chance für die Überprüfung und Modernisierung des
schweizerischen Hochschulsystems. Eine Vorreiterrolle nahm in diesem Rahmen die
Hochschule St. Gallen (HSG) ein, die als erste Hochschule der Schweiz ihr gesamtes
Studienangebot ab Herbst des Berichtsjahres auf das Bologna-Modell abstimmte. Im
Juli stimmte der ETH-Rat der Einführung von zweistufigen Studiengängen nach der
Gliederung von Bachelor- und Master-Stufen zu. Die neue Struktur wird zunächst an der

MOTION
DATUM: 14.12.2001
ELISABETH EHRENSPERGER
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ETH Zürich (ETHZ) realisiert werden. Das Departement für Elektrotechnik der ETHZ wird
bereits Ende 2002 die ersten Bachelor-Titel verleihen können; ab 2002 soll in
mindestens acht weiteren Studiengängen das Modell eingeführt werden. Von Seiten der
FHS wurde hingegen eine Schlechterstellung derselben befürchtet, sollte das Bachelor-
Master-System künftig auch die universitären Studiengänge prägen. Ein FH-Abschluss
könne heute auf dem Arbeitsmarkt mit dem Lizentiat konkurrieren. Probleme werde es
jedoch bei Einführung der zweistufigen Studiengänge geben, wenn der Bachelor künftig
der FHS, der Master hingegen den Universitäten zugeschlagen werde. 20

Der Nationalrat lehnte sowohl die Motion der SP-Fraktion, die eine stärkere
Vereinheitlichung des Stipendienwesens verlangte, als auch jene der SVP ab, die
leistungsabhängige Stipendien forderte. 21

MOTION
DATUM: 18.03.2002
MARIANNE BENTELI

Ohne sie materiell zu diskutieren nahm der Nationalrat in der Frühjahrssession mit 82
zu 66 Stimmen eine Motion Gysin (fdp, BL) an, die ein stärkeres Engagement des
Bundes an den Fachhochschulen verlangte; der Bundesrat hatte Umwandlung in ein
Postulat beantragt. Der Bund sollte mehr Kompetenzen in der Regelung der
Studiengänge erhalten und diese massiv stärker subventionieren. Angesichts der
angespannten Finanzlage des Bundes und der kantonalen Kompetenzen insbesondere
im Billdungsbereich lehnte der Ständerat die Motion in der Herbstsession ab. 22

MOTION
DATUM: 17.09.2002
MARIANNE BENTELI

Eine Arbeitsgruppe unter der Leitung von Staatssekretär Charles Kleiber hatte sich die
Optimierung der Universitätsmedizin im Rahmen eines Gesamtsystems zum Ziel
gesetzt. Im Vordergrund standen dabei die künftige Sicherstellung von Qualität und
Finanzierbarkeit der humanmedizinischen Fakultäten und Universitätsspitäler. Die
Arbeitsgruppe stellte zu diesem Zwecke die Zusammenführung der fünf medizinischen
Fakultäten in drei Einheiten (Zürich, Bern-Basel, Lausanne-Genf), ein gemeinsames
Finanzierungssystem sowie einheitliche Abgeltungsregelungen und
gesamtschweizerische Steuerungsorgane zur Debatte. Eine Motion Gysin (sp, BS),
welche die Erhaltung der bestehenden medizinischen Fakultäten von Basel, Bern,
Zürich, Lausanne und Genf in einer aufeinander abgestimmten Form als „Medizinische
Hochschule Schweiz“ sichern wollte, wurde vom Nationalrat abgelehnt. Wohl würde der
Vorstoss richtige Fragen aufwerfen, meinte – ganz im Sinne des Bundesrats – Felix
Gutzwiller (fdp, ZH) als Nationalrat und Mitglied einer der betroffenen medizinischen
Fakultäten; doch liefen die Forderungen der Motion nach der Superstruktur
„Medizinische Hochschule Schweiz“ den bereits laufenden Restrukturierungs- und
Kooperationsprozessen zuwider. Definitiv besiegelt wurde der Zusammenschluss der
veterinärmedizinischen Fakultäten der Universitäten Bern und Zürich unter dem Namen
Vetsuisse. 23

MOTION
DATUM: 04.06.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Um die Hochschulen von den indirekten Kosten der Forschung zu entlasten, die für die
Schaffung von Arbeitsplätzen und für die Bereitstellung der Infrastruktur an den
Universitäten anfallen, überwiesen beide Kammern eine Motion der nationalrätlichen
WBK. Damit soll dem Problem der so genannten Overheads begegnet werden – sprich
der Tatsache einer Benachteiligung innovativer Forschungsinstitute durch falsche
Anreize, weil freie Forschung zwar ein hohes Potential an Einwerbung von Drittmitteln
bedeutet, gleichzeitig aber auch allgemeine Kosten (Räume, Unterhalt der apparativen
Ausstattung, Forschungsmanagement) verursacht. Für diese Kosten können die
Universitäten kaum mehr aufkommen, geraten deswegen unter Druck und versuchen,
diesen zulasten der freien Grundlagenforschung abzuwehren. 24

MOTION
DATUM: 18.06.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Die Forderung nach einer Anpassung der Studiengänge und -abschlüsse der FHS an das
Bologna-Modell (Master und Bachelor) wurde auch in einer Motion Randegger (fdp, BS)
sowie in einem Postulat Strahm (sp, BE) zum Ausdruck gebracht, wobei insbesondere
die internationale Anerkennung dieser Studiengänge und -abschlüsse sowie eine
Valorisierung der schweizerischen Besonderheit der berufspraktischen Vorbildung und
Ausbildung (Berufslehre) im Vordergrund standen. Die Motion wurde von beiden
Kammern überwiesen und das Postulat vom Nationalrat gutgeheissen. 25

MOTION
DATUM: 11.12.2003
ELISABETH EHRENSPERGER
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Eine Motion Berger (fdp, NE) zur Restrukturierung der Hochschulen wurde vom
Ständerat als Postulat überwiesen. Diese verlangt, dass die Höhe der Projektbeiträge an
Hochschulen so angesetzt wird, dass diese auch wirklich einen Anreiz für die
Lancierung wichtiger Kooperationsprojekte von Universitäten, FHS und ETH darstellen.
Im weiteren überwies der Nationalrat ein Postulat seiner WBK und forderte damit den
Bundesrat auf, im Rahmen der Erarbeitung des Hochschulrahmengesetzes, das für die
Zeit nach Auslaufen des Universitätsförderungsgesetzes Ende 2007 in Aussicht gestellt
worden war, das Instrument der projektgebundenen Beiträge für alle Hochschulen
einzuführen. Damit soll eine einheitliche Umsetzung von Kooperationsprojekten unter
Hochschulen ermöglicht werden. 26

MOTION
DATUM: 15.12.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Diskussionslos lehnte der Nationalrat eine Motion Pfister (svp, SG) ab, welcher für die
Masterausbildung Darlehen statt Stipendien verlangt hatte. In seiner Antwort auf eine
Interpellation Randegger (fdp, BS) erklärte der Bundesrat, er werde im Rahmen der
zweiten NFA-Botschaft seine Vorschläge zu den Ausbildungsbeihilfen unterbreiten. Die
EDK habe diesbezüglich eine interkantonale Vereinbarung in Aussicht gestellt. Die
Arbeiten sollen so vorangetrieben werden, dass die Vereinbarung gleichzeitig mit der
NFA in Kraft treten kann. 27

MOTION
DATUM: 07.10.2004
MAGDALENA BERNATH

Ohne Gegenstimme überwies die kleine Kammer eine Motion Bürgi (svp, TG), welche die
Gewährung von Hochschulbeiträgen von einer materiell verstärkten Zusammenarbeit
der Hochschulen abhängig machen will. Teure Fächer sollen an einzelnen Standorten
konzentriert werden, so dass entsprechende Portfoliobereinigungen stattfinden. Der
Nationalrat stimmte einer gleichlautenden Motion Randegger (fdp, BS) zu. 28

MOTION
DATUM: 17.12.2004
MAGDALENA BERNATH

Diskussionslos überwies der Nationalrat eine Motion Hutter (fdp, ZH), welche
verhindern will, dass mit der Erhöhung des Kredits für Bildung, Forschung und
Innovation (BFI) ineffiziente Strukturen weiterfinanziert werden. Die Vergabe der
Gelder sei an folgende Prinzipien zu knüpfen: Bereinigung des Angebots innerhalb eines
Hochschultyps und zwischen den einzelnen Hochschultypen, Zusammenlegung wenig
nachgefragter Studiengänge, differenzierte Vorgaben z.B. für Betreuungsverhältnisse,
Konzentration auf weniger Standorte bei der Berufsbildung, Vermeidung von
Doppelspurigkeiten zwischen internationaler und nationaler Forschung. Gegen den
Antrag des Bundesrates gutgeheissen wurde eine Motion Pfister (svp, SG) für eine
Überprüfung der nationalen und internationalen Forschungsvorhaben, um eine
effizientere Allokation der Bundesmittel sicherzustellen. Der Ständerat lehnte das
Begehren ab, da das Anliegen grösstenteils erfüllt sei. 29

MOTION
DATUM: 31.12.2006
MAGDALENA BERNATH

Eine Motion der WBK des Nationalrates wollte, dass der Bundesrat dem Parlament in
Zukunft den Leistungsauftrag für die ETH in einer separaten Botschaft und vor der
Behandlung der BFI-Rahmenkreditanträge vorlegt. Der Bundesrat lehnte die Motion ab,
weil ohnehin eine Revision des ETH-Gesetzes vorbereitet werde und das Anliegen im
Rahmen der Revision geprüft würde. Trotz dieser Empfehlung des Bundesrates nahm
der Nationalrat die Motion an. Der Ständerat lehnte die Motion ab, weil er der
Auffassung war, dass eine zeitliche Trennung der Beratung des Leistungsauftrages und
des Zahlungsrahmens für den ETH-Bereich nicht sinnvoll sei. 30

MOTION
DATUM: 19.09.2007
LINDA ROHRER

In eine ähnliche Richtung zielte auch eine Motion Pfister (svp, SG), welche die Krise der
ETH als eine Chance nutzen wollte. Der Bundesrat sollte die Defizite bezüglich der
Trennung von strategischer und operativer Führung im ETH-Bereich, welche in dieser
Zeit aufgetaucht waren, beseitigen. Die Motion forderte eine klar geregelte Kompetenz-
und Aufgabenverteilung zwischen dem ETH-Rat, den Schulen und den
Forschungsanstalten. Eine Mehrheit im Ständerat war der Meinung, dass den geltenden
gesetzlichen Regelungen, welche erst seit 2003 in Kraft sind, Zeit zur Bewährung
gelassen werden müsse, bevor neuerliche Änderungen vorgenommen werden. Im
Gegensatz zum Nationalrat, welcher die Motion angenommen hatte, lehnte der
Ständerat die Motion ab. 31

MOTION
DATUM: 05.12.2007
LINDA ROHRER
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In der Frühjahrssession lehnte der Nationalrat mit 107 zu 64 Stimmen eine Motion
Nussbaumer (sp, BL) ab. Der Vorstoss zielte darauf ab, Studienwillige mit einer
Berufsmaturität gestalterischer Richtung und mit einer Grundausbildung in einem der
Studienrichtung verwandten Beruf im Fachbereich Design ohne zusätzliche
Eignungsabklärung zum Studium zuzulassen. Ebenfalls verworfen hat die grosse Kammer
eine Motion Fasel (csp, FR), mit welcher der Bundesrat verpflichtet werden sollte, die
Entwicklung der Ausgaben für Administration und Marketing an den Fachhochschulen
in den letzten 10 Jahren zu untersuchen. 32

MOTION
DATUM: 28.04.2009
ANDREA MOSIMANN

Zur Verhinderung des sich abzeichnenden Ärztemangels, insbesondere im Bereich der
Hausarztmedizin hatten die Räte 2008 eine Motion Jacqueline Fehr (sp, ZH)
überwiesen, die vom Bundesrat die Erarbeitung von Grundlagen für eine
Bedarfsplanung für Studienplätze an den medizinischen Fakultäten forderte. Eine
Parlamentarische Initiative Neirynck (cvp, VD) verlangte zudem die Ausarbeitung einer
Gesetzesvorlage, welche die bundesweite Koordination der Zulassung an die
medizinischen Fakultäten erlaubt. Anlässlich der Vorprüfung der Initiative lancierte die
WBK-NR eine Motion, welche die Schaffung der rechtlichen Grundlagen verlangt, die
dem Bund die Festlegung einer Mindestanzahl medizinischer Studienplätze erlauben
würden. Die Parlamentarische Initiative wurde daraufhin zurückgezogen. In seiner
positiven Stellungnahme zur Motion WBK-NR verwies der Bundesrat auf seine
Empfehlung an die Universitätskantone, die Studienplatzkapazitäten zu erweitern, der
diese in beschränktem Umfang nachgekommen seien. Gleichzeitig erwähnte er die
Schaffung der Plattform Zukunft ärztliche Bildung, die 2010 erfolgte und alle
betroffenen Akteure inklusive Bund und Kantone in die Erarbeitung einer tragfähigen,
die geltende Kompetenzordnung berücksichtigenden Lösung einbezieht. Währendem
der Nationalrat die Motion deutlich annahm, lehnte sie der Ständerat mit Hinweis auf
die Regelungsmöglichkeiten im neuen HFKG knapp ab [35]. 33

MOTION
DATUM: 03.06.2009
SUZANNE SCHÄR

Im Einvernehmen mit dem Bundesrat überwiesen die Räte im Berichtsjahr ausserdem
eine Motion der Staatspolitischen Kommission des Nationalrats, mit der die
Aufenthaltsdauer von ausländischen Personen für Aus- und Weiterbildungen im
Hochschulbereich erstreckt werden soll. Die Landesregierung muss nun die
Verordnung über Zulassung, Aufenthalt und Erwerbstätigkeit so ändern, dass auch
Aufenthalte für Aus- und Weiterbildungen im Hochschulbereich bewilligt werden
können, die länger als acht Jahre dauern. 34

MOTION
DATUM: 23.11.2009
ANDREA MOSIMANN

Der Ständerat verwarf in der Frühjahrssession eine Motion der Kommission für
Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats sowie eine Solothurner
Standesinitiative für die Harmonisierung von Stipendien und anderen
Ausbildungsbeihilfen. Seine vorberatende Kommission hatte die Vorstösse zur
Ablehnung empfohlen, weil die Harmonisierung der Stipendien mit dem 2009
beschlossenen Konkordat bereits von den Kantonen in Angriff genommen worden war.
Der Nationalrat sprach sich in der Wintersession mit 80 zu 66 Stimmen dafür aus, der
Standesinitiative Folge zu geben. Gleichzeitig hiess die Grosse Kammer mit 89 zu 54
Stimmen auch eine parlamentarische Initiative ihrer Kommission für Wissenschaft,
Bildung und Kultur gut. Diese möchte die Bundesmittel im Bereich der
Ausbildungsbeiträge aufstocken und die zusätzlichen Mittel dafür einsetzen, die
Mobilität der Studierenden innerhalb der Schweiz und Europas zu fördern. Eine
Minderheit der Kommission, angeführt von Lieni Füglistaller (svp, AG) machte geltend,
die Initiativen führten für den Bund zu erheblichen Mehrausgaben und dies in einem
Bereich, der gemäss Verfassung klar den Kantonen zugeordnet sei. Die Ratsmehrheit
liess sich von diesem Argument jedoch nicht überzeugen. 35

MOTION
DATUM: 09.03.2010
ANDREA MOSIMANN

Eine Motion Maissen (cvp, GR) zur Sicherstellung mindestens einer ordentlichen
universitären rätoromanischen Hochschulprofessur wurde zur Klärung offener Fragen
(Ordnungsantrag Brändli, svp, GR), an die WBK-SR zur Vorprüfung zurückgewiesen. Der
Bundesrat hatte den Vorstoss mit Hinweis auf seine fehlende Weisungskompetenz
abgelehnt. Er betonte, das bestehende Lehrangebot an drei Universitäten aufgrund der
kantonalen Autonomie nicht direkt beeinflussen zu können. Zudem wies er darauf hin,
dass die Förderungsmöglichkeiten des Bundes gemäss dem seit 2010 gültigen
Sprachengesetz auf die angewandte Forschung und auf Aspekte der Mehrsprachigkeit
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beschränkt sind. In der Folge reichte die WBK-SR eine offener formulierte Motion ein,
die den Bund auf Basis des Sprachenartikels (Art. 70 Abs. 5 BV) dazu verpflichten will,
die rätoromanische Sprache und Kultur in Zusammenarbeit mit den Kantonen zu
erhalten und ein entsprechendes Bildungsangebot an den Hochschulen zu fördern. Die
Motion Maissen wurde nach seinem Ausscheiden aus dem Rat nicht übernommen. Der
Ständerat nahm die Kommissionsmotion in der Dezembersession des Berichtsjahrs
an. 36

Da die seit längerem laufenden Verhandlungen zwischen Basel-Landschaft und dem EDI
als zuständigem Bundesdepartement zur Anerkennung des Halbkantons als
Universitätskanton bis anhin erfolglos verliefen, reichte Letzterer, der die Universität
Basel seit 2007 paritätisch mitträgt und weitere Hochschulinstitutionen
(Fachhochschule Nordwestschweiz, Basler ETH-Bereich usw.) mitfinanziert, im Februar
des Berichtsjahrs eine Standesinitiative ein. Darin wurde der Bundesrat ersucht, den
Kanton Basel-Landschaft in der Verordnung zum (auslaufenden)
Universitätsförderungsgesetz (UFG) unter den Universitätskantonen aufzuführen.
Obschon sie dem Ansinnen günstig gesinnt waren, gaben beide Räte der Initiative aus
formalen Gründen – die Verordnung steht in der Kompetenz des Bundesrats – keine
Folge. Hingegen nahm der Ständerat mit Zustimmung des Bundesrats eine Motion
Janiak (sp, BL) ähnlicher Stossrichtung an, die dieser als Reaktion auf die negative
Haltung seines Rats zur Standesinitiative lanciert hatte. Die Motion will dem im neuen
HFKG vorgezeichneten Prozess (Bestimmung der Kantonsvertretungen im Hochschulrat
über ein entsprechendes Konkordat) vorgreifen und die Anerkennung von Basel-
Landschaft als Hochschulkanton über eine eigens dafür geschaffene Gesetzesgrundlage
erreichen. Der Nationalrat hat den Vorstoss noch nicht behandelt. Der Bundesrat
seinerseits wäre bereit, im Rahmen seiner rechtlichen Kompetenzen auf ein
Anerkennungsgesuch einzutreten. 37

MOTION
DATUM: 29.11.2011
SUZANNE SCHÄR

Mit dem HFKG entfällt die eidgenössische Anerkennung von
Weiterbildungsabschlüssen der Fachhochschulen, die über das aufzuhebende
Fachhochschulgesetz noch gewährleistet worden waren. Die Bewilligungsverfahren, die
Qualitätskontrolle und die Subventionierung waren bereits 2005 im Rahmen einer
Teilrevision des Fachhochschulgesetzes eingestellt worden. Eine Motion Bischofberger
(cvp, AI) nahm das Unbehagen darüber aus Wirtschafts- und Fachhochschulkreisen auf
und verlangte die Wiedereinführung eines bundesrechtlich verankerten Titelschutzes.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. Er wies darauf hin, dass mit dem
Label „eidgenössisch anerkannt“ die Abschlüsse der höheren Berufsbildung, deren Titel
eidgenössisch geprüft und akkreditiert sind, unlauter konkurriert würden und es dies zu
verhindern gelte. Im Weiteren würden die Weiterbildungsabschlüsse der universitären
Hochschulen durch die Kantone auch nicht geregelt oder anerkannt. Er schlug aber vor,
den verlangten Titelschutz im Rahmen der BFI-Botschaft 2013–2016 zu prüfen. Mit 24
zu 7 Stimmen stellte sich die Kleine Kammer in der Dezembersession auf die Seite des
Motionärs. 38

MOTION
DATUM: 06.12.2011
SUZANNE SCHÄR

Depuis 2002, la loi sur la formation professionnelle (LFPr) tient compte, dans son
chapitre sur la formation continue, des études post-diplôme. Cette filière des écoles
supérieures, Etudes post-diplôme (EPD ES), est sacrée par un titre reconnu par la
Confédération. Néanmoins, le Conseil fédéral a proposé de supprimer la
reconnaissance et la protection des titres de master postgrade. Il a invoqué l’illisibilité
et la confusion qui règnent au niveau de ces titres. Le gouvernement a plus
particulièrement remis en question les mentions « reconnu par la Confédération » et
« protégé par la Confédération » qui laissent penser que les études de master
postgrade sont réglementées, examinées ou encore subventionnées par la
Confédération, ce qui n’est pas le cas. Cette erreur de perception pourrait selon lui
provoquer une concurrence déloyale envers les diplômes véritablement reconnus. Pour
faire face à cette volonté, Häberli-Koller (cvp, TG) au Conseil des Etats, puis Jositsch
(ps, ZH) au Conseil national ont déposé chacun un postulat qui entend pousser la
Confédération à continuer de reconnaître les études post-diplôme des écoles
supérieures. Selon les auteurs des postulats, une modification aurait de lourdes
conséquences pour la qualité du pôle économique suisse. En effet, les écoles
supérieures seraient d’une part amputées de leur second niveau, restreignant du coup
l’attrait pour de telles filières. D’autre part, les personnes en possession de ce diplôme
verraient leur titre largement dévalorisé. Les deux chambres responsables du dépôt des
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postulats les ont déjà adoptés. Dans la même optique, une motion et un postulat ont
demandé le maintien de la reconnaissance et de la protection des titres de master
postgrade des HES. Déjà acceptée par le Conseil des Etats en 2011, la motion de
Bischofberger (pdc, AI) a donc été adoptée par le Conseil national par 142 voix contre
16. Dans la foulée, le postulat de la CSEC-CN sur la protection des titres délivrés par les
filières formelles, y compris les masters postgrades des HES, a lui aussi été accepté par
le Conseil national. 39

En septembre 2011, le Conseil des Etats avait décidé de ne pas donner suite à l’initiative
du canton de Bâle-Campagne qui visait la reconnaissance de ce canton en tant que
canton universitaire. Suite à ce refus, Janiak (ps, BL) a décidé de lancer, au sein de la
même chambre, une motion d’un objectif similaire. Concrètement, le canton de Bâle-
Campagne participe au financement de l’université de Bâle, à part égale avec le canton
de Bâle-Ville. Il verse aussi des contributions financières à la « Fachhochschule
Nordwestschweiz », aux autres universités et hautes écoles du canton, ainsi qu’au
domaine des EPF et au centre suisse d’électronique et de microtechnique (CSEM). En
conclusion, le canton joue un rôle majeur en tant qu’investisseur dans le paysage des
hautes écoles suisses. Par conséquent, aucune des deux commissions et encore moins
le Conseil Fédéral n’ont remis en question la légitimité de la demande de
reconnaissance. Néanmoins, quelques difficultés d’ordre technique ont subsisté.
Premièrement, le Conseil fédéral a relevé qu’une telle reconnaissance n’était pas
uniquement de son ressort. En effet, la Conférence suisse des Directeurs cantonaux de
l’Instruction Publique (CDIP) ainsi que la CUS ont leur mot à dire en cas de
modifications légales du concordat intercantonal du 9 décembre 1999. Deuxièmement,
dans la perspective de la nouvelle loi fédérale sur l’encouragement des hautes écoles et
la coordination dans le domaine suisse des hautes écoles (LEHE), une telle motion
n’arrive pas dans un contexte adéquat. Pourtant, cette motion a été soutenue par le
Conseil fédéral qui souhaitait donner un fort gage de reconnaissance vis-à-vis des
investissements consentis par le canton de Bâle-Campagne. Dans la même logique, le
Conseil des Etats a accepté cette motion, bien que sa commission de la science, de
l’éducation et de la culture (CSEC-CN) ait proposé de la refuser pour des raisons
purement formelles à 16 voix contre 6. Le Conseil national a fini, lui aussi, par accepter
de justesse la motion par 80 voix contre 78. 40

MOTION
DATUM: 29.05.2012
GUILLAUME ZUMOFEN

La CSEC-CE a déposé en octobre 2011 une motion qui souhaite favoriser une formation
supérieure en linguistique et en littérature romanche. Plus précisément, le Conseil
fédéral a été prié de s’engager en faveur de la sauvegarde et de la promotion de la
langue et de la culture romanches en garantissant une formation universitaire. La mise
en pratique d’un tel projet suppose évidemment une collaboration et coordination
entre les cantons. Le Conseil fédéral est prêt à accepter cette nouvelle motion pour
renforcer le quadrilinguisme spécifique à la Suisse. La formation supérieure en
romanche est aujourd’hui dispensée par trois universités, celles de Genève, Fribourg et
Zurich, mais sans aucune garantie pour le futur. En effet, la Suisse risque de bientôt
manquer de chargés de cours et d’enseignants de langue romanche. Or, il reste
quelque 60’000 personnes s’exprimant encore en romanche sur le territoire
helvétique. De plus, au-delà de la langue, c’est la culture romanche et donc la
multiculturalité suisse qu’il faut maintenir. Convaincues par ces arguments, les deux
chambres ont soutenu la motion. 41

MOTION
DATUM: 29.05.2012
GUILLAUME ZUMOFEN

Le postulat Malama (plr, BS) sur la comptabilité entre service militaire et formation et
la motion proposée par Stump (ps, AG) pour une coordination de l’école de recrues et
des études, déposés tous les deux en 2010 au Conseil national ont été en quelque sorte
rejoints en 2012 par le postulat de Berberat (ps, NE), traité par le Conseil des Etats. Ce
postulat se penche sur le besoin de mieux concilier l’école de recrue et les études
supérieures. Ces démarches ont dès lors animé les débats de la session d’été 2012.
Alors que le Conseil fédéral avait estimé la situation satisfaisante en 2010, sa position a
changé en 2012 avec le second postulat. Il a reconnu les difficultés liées à l’introduction
du système de Bologne et est désormais davantage conscient des difficultés
rencontrées par les étudiants. Il faut souligner que la situation n’a cessé de s’aggraver
ces dernières années, en particulier avec le prolongement de la durée de l’école de
recrues à 21 semaines et l’harmonisation avec le système de Bologne nécessitant une
rentrée universitaire avancée à la mi-septembre. Dans de nombreux cas, les étudiants
prennent alors un semestre de retard ou même une année sur leur programme
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académique. Berberat (ps, NE) a aussi relevé les difficultés financières liées à ce
décalage. Les auteurs des postulats et de la motion estiment pour conclure qu’il est
dans l’intérêt à la fois de l’armée et de l’économie de trouver un terrain d’entente. Si
d’un côté, l’armée a besoin de membres bien formés et motivés, de l’autre, l’économie,
en quête de jeunes diplômés, ne peut se permettre de perdre inutilement ces années
de transition. En conclusion, dans la foulée de la prise de conscience du Conseil
fédéral, le Conseil des Etats a accepté le postulat sur la conciliation de l’école de recrue
et des études supérieures. Dans la même optique, le Conseil national a validé le
postulat sur la comptabilité entre service militaire et formation par 115 voix contre 40.
Par contre, même si la motion de Stump (ps, AG) a été acceptée par le Conseil national
par 82 voix contre 71, le Conseil des Etats l’a de son côté rejetée à sa session
d’automne, estimant que le postulat de Berberat (ps, NE) traitait déjà de cette
problématique. 42

Une motion de Häberli-Koller (pdc, TG), reprise par Amherd (pdc, VS) en 2011, pose la
question du numerus clausus dans les universités suisses. Cette motion considère que
supprimer les numerus clausus permettrait d’accroître la relève suisse. Amherd
considère que le déblocage d’un tel verrou permettrait de former plus de main-
d’œuvre spécialisée en Suisse. En effet, de nombreux domaines comme la santé, la
technique, l’informatique ou encore les sciences naturelles se trouvent aujourd’hui
dans une situation critique. Par exemple, de nombreux médecins-assistants ont obtenu
leur diplôme à l’étranger, or, quelques universités continuent à utiliser le système du
numerus clausus notamment dans les domaines de la santé. Amherd  a parlé d’une
pénurie artificielle de places créée par ce numerus clausus. Elle a ajouté que d’autres
mesures plus adéquates, notamment au niveau de l’organisation et de la structure des
voies de formation, pouvaient garantir la qualité de la formation. Le Conseil fédéral a
quant à lui précisé que de telles mesures relèvaient de la compétence des cantons. En
outre, le gouvernement a tout d’abord expliqué que les mesures qui concernent le
domaine des soins sont définies dans le « Masterplan Formation aux professions de
soins de 2010 à 2015 ». Puis, il a précisé que pour le domaine de la médecine humaine
un rapport commandé à partir d’une motion Fehr (PS, ZH) déposée en 2008 a été
élaboré. Finalement, la situation pour les domaines MINT (mathématiques,
informatique, sciences naturelles et techniques) est complètement différente. Aucun
numerus clausus n’est appliqué à ces filières. Pour conclure, le Conseil fédéral a
précisé que supprimer le numerus clausus n’était pas une solution. Une baisse de la
qualité de la formation se ferait immédiatement ressentir. Nous pouvons d’ailleurs
noter qu’en 2012, de nombreuses universités ont décidé de reconduire ce numerus
clausus. Le gouvernement a donc proposé le rejet de la motion. Si le Conseil national a
accepté cette motion à 110 voix contre 49, le dernier mot est revenu au Conseil des
Etats qui l’a rejetée. 43

MOTION
DATUM: 25.11.2013
GUILLAUME ZUMOFEN

La Commission de la science, de l’éducation et de la culture du Conseil national (CSEC-
CN) a déposé une motion qui encourage un soutien accru de la Confédération aux
bourses d’études. Alors que l’Union des Etudiant-e-s de Suisse (UNES) a ouvert le débat
sur les bourses d’études avec son initiative populaire, la CSEC-CN demande que des
moyens supplémentaires soient intégrés au prochain message FRI, afin d’augmenter la
participation financière fédérale aux bourses d’études. La Confédération doit non
seulement augmenter ses contributions aux bourses d’études, mais aussi vérifier que
les cantons ne diminuent pas les leurs. Véritablement, l’objectif sous-jacent de la
motion est d’encourager l’adhésion des cantons au concordat intercantonal  sur les
bourses d’études, entré en vigueur en mars 2013. Dans le cadre de ce concordat
intercantonal, le processus d’harmonisation établit des principes et des normes
minimales pour l’octroi d’aides financières à la formation. Néanmoins, uniquement
onze cantons ont adhéré au concordat. Afin d’appuyer sa motion, la CSEC-CN a
expliqué que la contribution fédérale aux bourses d’études était passée de 100 millions
de francs en 1990, à 25 millions de francs depuis la réforme de la péréquation
financière. Etant donné que cette somme ne correspond même pas au 10% des
participations cantonales, l’incitation pour les cantons à participer au concordat
intercantonal est maigre. De son côté, le Conseil fédéral a proposé de rejeter la motion.
Il a d’abord salué les efforts d’harmonisation dans le domaine des bourses d’études et
précisé que la Confédération participait à cet effort à travers la révision de la loi sur les
contributions à la formation. Ensuite, il s’est emparé des chiffres, afin d’affiner son
argumentaire. Ainsi, le Conseil fédéral a souligné que seize autres cantons avaient
rejoint le concordat. 70 pour cent de la population étudiante totale est par conséquent
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intégrée au concordat. De plus, en ce qui concerne la réforme de la péréquation
financière, une mise à jour a été établie pour les bourses d’études. La différence de 50
millions montrée du doigt par la CSEC-CN est reversée aux cantons dans le cadre de la
péréquation des ressources. Finalement, le Conseil fédéral a précisé qu’en 2012, les
aides à la formation émanant de la Confédération correspondaient à 15 pour cent des
dépenses cantonales. Face à cette guerre des chiffres, le Conseil national a soutenu sa
commission et donc adopté la motion par 101 voix contre 75. 
Le débat a été plus animé du côté de la chambre des cantons. La Commission de la
science, de l’éducation et de la culture du Conseil des Etats (CSEC-CE) a proposé à son
Conseil de rejeter la motion. En effet, elle craint qu’une augmentation des aides à la
formation dans le cadre du prochain message FRI risque de prétériter d’autres postes
du budget de la formation, de la recherche et de l’innovation. Au final, la motion a été
rejetée par le Conseil des Etats par 18 voix contre 14. 44

A la suite du retrait de l’initiative parlementaire Nordmann (ps, VD) sur les taxes
d’études dans les écoles polytechniques fédérales (EPF), la Commission de la science,
de l’éducation et de la culture du Conseil national (CSEC-CN) a déposé une motion
pour des Taxes d’études équitables dans les EPF. La motion garde la ligne directrice de
l’initiative parlementaire. Elle estime que les émoluments d’inscription des étudiants,
dont les parents sont assujettis à l’impôt en Suisse, devraient être différents des
émoluments des autres étudiants. En effet, alors que l’augmentation du nombre
d’étudiants étrangers dans les EPF réjouit, car il est une preuve de l’attractivité et de la
qualité de ces centres de formation, des coûts considérables sont liés à cette hausse.
Selon la Commission, une participation plus élevée paraît donc légitime. Cependant, la
motion fixe une limite. Elle précise que les frais pour les étudiants, dont les parents ne
sont pas assujettis à l’impôt en Suisse, s’élèveraient au plus à trois fois les frais des
étudiants dont les parents peyent les impôts en Suisse. Ainsi, les recettes
supplémentaires, issues du supplément aux taxes d’études ordinaires, seraient
reversées aux bourses, tutorats ou autres mesures en faveur des étudiants. Le Conseil
fédéral est favorable à la mise en place de taxes d’études différenciées. Une
modification de la loi sur les EPF est d’ailleurs prévue dans le message FRI 2017-2020.
Néanmoins, avant toute décision, une étude du droit suisse et international est
nécessaire, afin de garantir l’applicabilité de la réforme. Le Conseil fédéral ne souhaite
donc pas s’avancer sur la question, avant que l’étude du cadre juridique ne soit établie.
Il propose donc de rejeter la motion. Lors des débats au Conseil national, une minorité
de la CSEC-CN s’est opposée à la motion. Elle estime que les étudiants ne devraient pas
être sélectionnés sur la fortune de leur famille, mais plutôt sur la base de leurs
capacités. Au final, le Conseil national a adopté la motion avec 99 voix contre 78. La
Commission de la science, de l’éducation et de la culture du Conseil des Etats (CSEC-
CE) s’est donc penchée sur la question. 8 voix contre 1 ont proposé de rejeter la
motion. Etant donné la pénurie de main d’œuvre qualifiée, la CSEC-CE estime qu’il
serait regrettable de bloquer l’arrivée de futurs spécialistes étrangers. De plus, selon la
CSEC-CE, la sélection ne devrait pas être basée sur les capacités financières. Le Conseil
des Etats a suivi sa commission et rejeté la motion. 45

MOTION
DATUM: 16.06.2014
GUILLAUME ZUMOFEN

Le député Jacques Neirynck (pdc, VD) a déposé une motion afin que la Confédération
garantisse la relève médicale. Autoriser les Ecoles polytechniques fédérales (EPF) à
décerner un bachelor en médecine, assumer une partie plus grande de la charge
financière des facultés de médecines, fédéraliser certaines de ces facultés et créer une
faculté de médecine au Tessin sont les quatre mesures proposées par la motion. Afin
d’appuyer sa motion, Neirynck (pdc, VD) a rappelé que la Suisse forme chaque année
environ 700 médecins, alors que l’objectif se situe autour des 1200 à 1300. Comme
responsable, il désigne le numerus clausus utilisé en médecine humaine par de
nombreuses universités. Il signale la hausse de la moyenne d’âge des médecins en
activité, ainsi que la hausse des médecins en provenance de l’étranger. La motion doit
fournir les outils nécessaires à la Confédération pour imposer des règles sur la question
du numerus clausus dans les universités cantonales. De son côté, le Conseil fédéral
estime que de nombreuses mesures ont déjà été prises, afin de favoriser la formation
des médecins. Plusieurs universités ont déjà décidé d’augmenter les capacités de
formation en médecine, alors que d’autres cantons mènent une réflexion sur la
possibilité d’implantation d’une faculté de médecine, afin de participer à la formation
des médecins. De plus, le Conseil fédéral considère que les subventions prévues au
sein du message FRI 2013-2016 et les ressources supplémentaires fournies aux cantons
garantissent un soutien financier considérable pour la formation en médecine. Puis, il
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soulignait les initiatives des EPF dans le but de soutenir la formation des médecins. En
conclusion, le Conseil fédéral proposait de rejeter la motion, car de multiples initiatives
au niveau fédéral ou cantonal sont déjà en cours pour répondre au défi de la formation
des médecins. Néanmoins, le Conseil national a adopté la motion avec 136 voix
favorable contre 44. Pour sa part, la Commission de la science, de l’éducation et de la
culture du Conseil des Etats (CSEC-CE) a proposé un rejet de la motion par 8 voix
contre et 2 abstentions. Le Conseil des Etats a confirmé cette volonté en rejetant la
motion. 46

La Commission de la science, de l’éducation et de la culture du Conseil national (CSEC-
CN), malgré une minorité opposée, a déposé une motion qui vise à imposer des
Mesures pour promouvoir la relève scientifique en Suisse. L’objectif de la motion est
une révision des structures de carrière dans les hautes écoles helvétiques. En effet, afin
d'augmenter l’attractivité d’une carrière académique et scientifique la motion entend
construire un système de carrières à plusieurs niveaux, avec notamment des catégories
de postes, comme «chercheur doctoral», «professeur assistant», «professeur associé»
et «professeur ordinaire». L’objectif est notamment de réviser une structure jugée
trop rigide et accompagnée d’une incertitude permanente qui n’encourage ainsi pas de
tels parcours professionnels. La motion entend, d’un côté, dessiner cette nouvelle
structure, grâce à l’appui d’une commission composée des principaux acteurs, tels que
le Secrétariat d’Etat à la formation, à la recherche et à l’innovation (SEFRI),
Swissuniversities, le Fonds national suisse (FNS) ou encore actionuni, et, d’un autre
côté, instaurer des incitations pour les hautes écoles à adopter une telle structure. Le
Conseil fédéral propose de rejeter la motion, afin de ne pas interférer avec les travaux
en cours d’élaboration. Il a notamment souligné le rapport publié en 2014 sur les
«Mesures pour garantir la relève scientifique en Suisse» ou encore la question des
postes d’assistant en «tenure track» déjà abordée dans un postulat. Les arguments de
la Commission, tels que l’importance de la recherche liée aux problèmes soulevés par le
vote du 9 février, ont fini par convaincre la Chambre du peuple qui a accepté la motion
de justesse par 82 voix contre 78 et 3 abstentions. Du côté de la chambre des cantons,
la Commission de la science, de l’éducation et de la culture du Conseil de Etats (CSEC-
CE) n’a pas soutenu cette motion déposée par la CSEC-CN. La motion a même été
rejetée sans opposition. Ainsi, le Conseil des Etats a suivi l’avis de sa commission, et
rejeté, à l’opposé du Conseil national, cette motion qui visait une réforme des carrières
académiques. 47

MOTION
DATUM: 09.09.2015
GUILLAUME ZUMOFEN

La députée Humbel (pdc, AG) estime que l'examen d'entrée (numerus clausus) pour les
études de médecine humaine ne permet pas de sélectionner à coup sûr les meilleurs
candidats. Selon elle, seules les capacités cognitives sont testées, alors que la médecine
est un domaine dans lequel les aptitudes pratiques et relationnelles sont tout autant
importantes. C'est pour cela qu'elle a déposé, en juin 2015, une motion proposant un
test d'aptitudes sous forme de stage pour entrer en faculté de médecine. Le Conseil
fédéral s'est opposé à l'objet, expliquant qu'il est premièrement de la compétence des
cantons de mettre en place la forme de sélection choisie. De plus, une telle mesure
générerait des frais et du temps de travail supplémentaires, sans pour autant décharger
le personnel soignant dans leurs tâches. Il ajoute que les quatre cantons pratiquant le
numerus clausus (Fribourg, Berne, Bâle et Zurich) se distinguent par un fort taux de
réussite dans le cursus de médecine. Le Conseil national, lui, a accepté l'objet, par 134
voix contre 40 et 4 abstentions, lors de la session d'été 2017. 48

MOTION
DATUM: 15.06.2017
SOPHIE GUIGNARD

Der Bundesrat liess beim Geschäft „Förderung der internationalen Mobilität in der
Bildung in den Jahren 2018 bis 2020” offen, ob er eine Assoziierung ans
Nachfolgeprojekt von Erasmus Plus – Letzteres wird 2020 auslaufen – anstrebe. Für
eine Mehrheit der WBK-SR war die zögerliche Haltung des Bundesrats keine Option: Mit
7 zu 2 Stimmen (1 Enthaltung) reichte die Kommission Ende August 2017 eine Motion ein,
mit der sie den Bundesrat verpflichten wollte, die Verhandlungen mit der EU für eine
Vollassoziierung der Schweiz an Erasmus Plus ab 2021 „schnellstmöglich“
aufzunehmen, so dass die Schweiz ab 2021 wieder vollständig am EU-Bildungsprogramm
teilnehmen könnte. Die WBK-SR war der Meinung, dass die aktuelle reduzierte Form der
Teilnahme an Erasmus Plus langfristig schädlich sei für Bildungsinstitutionen,
Wissenschaft, Wirtschaft und für die betroffenen Jugendlichen. 
Der Bundesrat lehnte die Motion ab. Bundesrat Schneider-Ammann begründete dies im
September im Ständerat nicht nur während der Behandlung dieser Motion, sondern
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auch beim eingangs dieses Artikels erwähnten Geschäft, das unmittelbar vor der Motion
diskutiert wurde. „Es ist wirklich unbestritten, dass wir beim Programm Erasmus Plus
mit von der Partie sein wollen“, versuchte er die Ständerätinnen und Ständeräte gleich
zu Beginn seines Referates zu beruhigen. Im März 2017 habe man sich mit der
Europäischen Kommission getroffen und technische Verhandlungen geführt. Dort habe
man vereinbart, dass im Jahr 2020 verhandelt werden würde, versicherte Schneider-
Ammann. Die Schweiz brauche das Mobilitäts- und Austauschsystem „zwingend“ und
man wolle das Programm „wenn irgendwie möglich“ nicht wieder mit einer Schweizer
Lösung überbrücken müssen. Der Bildungsminister machte aber auf zwei
Schwierigkeiten aufmerksam: Einerseits habe die EU die Kriterien für den
Mitgliederbeitrag an Erasmus Plus geändert. Neu würde das BIP die Basis bilden für den
Mitgliederbeitrag. In Anbetracht dessen, dass die Schweiz ein höheres BIP pro Kopf
habe als manches EU-Land und auch ein vergleichsweise stärkeres Wachstum aufweise,
könne sich eine Vollassoziierung im Vergleich zur herkömmlichen Berechnungsmethode
um den Faktor drei bis vier verteuern. Hinzu komme, dass das Geld nicht nur in die
Mobilität fliesse, sondern auch in Projekte. „Und es gibt da komische Projekte, wenn ich
mir diese Bezeichnung erlauben darf“, so Schneider-Ammann. Zurzeit werde geprüft,
ob eine Mitgliedschaft nur mit diesen Projekten zu haben sei oder ob Ausklammerungen
möglich seien. Man sei also „am Werk“, weshalb die Ständeräte die Motion getrost
ablehnen könnten, so das Fazit des Bundesrats. 
Mit seinen Ausführungen vermochte Schneider-Ammann den Ständerat jedoch nicht zu
überzeugen. Eher schienen die Ständeräte die Worte der WBK-Kommissionssprecherin
Brigitte Häberli-Koller (cvp, TG) bei der Abstimmung noch in den Ohren zu haben. Sie
nahm die Bemühungen des Bundesrates zwar zur Kenntnis, wollte aber gleichwohl den
Druck auf die Regierung vonseiten des Parlamentes erhöhen. Mit 28 zu 11 Stimmen (1
Enthaltung) nahm der Ständerat die Motion an. 49

Die Motion Vollassoziierung der Schweiz an Erasmus Plus ab 2021 wurde im Nationalrat
zusammen mit dem Geschäft Förderung der internationalen Mobilität 2018 bis 2020
beraten. Vor der Nationalratsdebatte hatte sich bereits die WBK-NR mit 16 zu 9
Stimmen für die Motion  ausgesprochen. Marcel Dettling (svp, SZ) sprach im Rat für die
Kommissionsminderheit. Im Moment wisse man nicht, wie das Nachfolgeprojekt von
Erasmus Plus aussehen werde, weder was es beinhalte, noch was es koste. „Das heisst,
wir würden den Bundesrat in einen reinen Blindflug schicken“, so Dettling. Das sei nicht
sehr schlau, insbesondere auch nicht vor dem Hintergrund, dass die jetzige Lösung
administrativ einfacher und kostengünstiger sei und das Geld hauptsächlich den
eigenen Teilnehmenden zugutekomme. Die Motion sei deswegen abzulehnen.
Dennoch wurde der Vorstoss am Ende der Debatte mit 109 zu 80 Stimmen (1 Enthaltung)
angenommen. Die ablehnenden Stimmen setzten sich aus der geschlossen stimmenden
SVP-Fraktion (65 Stimmen) sowie aus 15 (von 33) Mitgliedern der FDP-Fraktion
zusammen. 50

MOTION
DATUM: 27.11.2017
SAMUEL BERNET

2017 schrieben die beiden Räte die gleichlautenden Motionen der WBK-NR (Mo.
14.3291) und WBK-SR (Mo. 14.3294) zu Erasmus Plus und Horizon 2020 im Rahmen der
Debatte zum Geschäft «Botschaft zur Förderung der internationalen Mobilität in der
Bildung in den Jahren 2018–2020» (BRG 17.031) ab. 51

MOTION
DATUM: 27.11.2017
BERNADETTE FLÜCKIGER

Mitte Oktober 2017 beriet die WBK-SR die Motion "Praktikum als Eignungstest für das
Medizinstudium". Im Vorfeld hatte sich die Kommission einen Vertreter der
Schweizerischen Hochschulkonferenz (SHK), eine Vertreterin der Rektorenkonferenz
der schweizerischen Hochschulen (swissuniversities) und eine Vertreterin der FMH
angehört. Nach diesen Anhörungen beantragte die Kommission ihrem Rat einstimmig,
die Motion abzulehnen. Zwar honorierte sie die Wichtigkeit der Sozialkompetenz für
angehende Ärztinnen und Ärzte, diese lasse sich gemäss Kommission aber auch wie bei
anderen Berufen während der Ausbildung aneignen. Die Kommission ortete aber auch
ein organisatorisches Problem, welches WBK-SR-Präsidentin Brigitte Häberli-Koller
(cvp, TG) in der Ständeratsdebatte anfangs Dezember desselben Jahres ausführte. Es
gebe jährlich 3500 Anwärterinnen und Anwärter für ein Medizinstudium bei 800 zur
Verfügung stehenden Plätzen. Die Kapazität der Spitäler würde es dabei nicht erlauben,
genügend Praktikumsplätze bereitzustellen, so Häberli-Koller. Der Ständerat lehnte die
Motion stillschweigend ab. 52
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Andrea Gmür-Schönenberger (cvp, LU) forderte den Bundesrat auf, die ohnehin
vorhandenen Daten zum Studienerfolg von Maturandinnen und Maturanden
aufgeschlüsselt nach Gymnasien veröffentlichen zu lassen. Falls für die richtige
Interpretation der Daten weitere Informationen der Kantone erforderlich seien, so sei
das BFS verpflichtet, diese einzuholen und ebenfalls zu publizieren. Der Bundesrat
beantragte die Ablehnung der Motion mit der Begründung, dass das BFS keine Resultate
publizieren dürfte, welche Rückschlüsse auf einzelne Gymnasien zuliessen; dies wäre
bei Daten zum Studienerfolg nach Gymnasium aber der Fall. Der Schutz der Befragten –
beziehungsweise der zur Verfügung gestellten Informationen – stelle für die Kantone
eine wichtige Voraussetzung für die Bereitschaft dar, dem BFS diese Informationen
weiterhin zu übermitteln. 
In der nationalrätlichen Debatte erörterte Gmür-Schönenberger, dass der Anteil der
ehemaligen Schülerinnen und Schüler, die später einen Hochschulabschluss erreichen,
ein Qualitätsmerkmal für ein Gymnasium darstelle. Es sei daher für die Kantone und die
Bürgerinnen und Bürger, aber auch für die Forschung, wichtig zu erfahren, wie die
einzelnen Gymnasien hier abschnitten. Der Nationalrat nahm die Motion mit 181 zu 3
Stimmen bei 2 Enthaltungen klar an.
Im Ständerat erläuterte Anne Seydoux-Christe (cvp, JU) für die Kommissionsmehrheit,
dass drei wichtige Punkte für die Ablehnung der Motion sprächen. Erstens gehe es in
den Gymnasien nicht ausschliesslich um die Ausbildung zukünftiger Studentinnen und
Studenten. Zweitens spielten viele andere Faktoren – wie etwa der Bildungsgrad der
Eltern oder die Studienfachwahl – eine entscheidende Rolle für einen allfälligen
Hochschulabschluss. Drittens stelle sich die Frage, weshalb dann nicht auch die Daten
anderer Institutionen, wie etwa der Berufsmaturitätsschulen, veröffentlicht würden.
Für die Kommissionsminderheit wies Erich Ettlin (cvp, OW) darauf hin, dass die Open-
Government-Data-Strategie der Schweiz darauf abziele, ohnehin erhobene Daten zu
veröffentlichen. Zudem erörterte Ettlin, dass es auch unter den Volksschulen (Stichwort
PISA) oder unter den Hochschulen Wettbewerb gäbe. Schliesslich seien diese Daten
eine essenzielle Grundlage für die Kantone, um die Qualität ihrer gymnasialen
Ausbildung und der einzelnen Gymnasien sicherzustellen. In der Abstimmung folgte der
Ständerat jedoch seiner Kommissionsmehrheit und lehnte die Motion mit 30 zu 10
Stimmen bei einer Enthaltung deutlich ab. 53

MOTION
DATUM: 26.09.2018
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im Januar 2021 reichte die WBK-NR eine Motion ein, in welcher sie forderte, dass der
ETH-Rat beauftragt wird, rasch eine Sensibilisierungskampagne gegen Belästigungen
an den ETH umzusetzen.
Der Bundesrat erklärte, dass er das Anliegen unterstütze und empfahl folglich die
Annahme der Motion. 
Der Nationalrat nahm den Vorstoss in der Frühjahrssession 2021 diskussionslos an. 54

MOTION
DATUM: 16.03.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Ständerat befasste sich in der Sommersession 2021 mit der Forderung nach einer
Sensibilisierungskampagne gegen Belästigungen an den ETH. Dieses von der WBK-NR
eingebrachte Anliegen stiess grundsätzlich auch in der WBK-SR auf Zuspruch, wie
Andrea Gmür-Schönenberger (mitte, LU) erläuterte. Die Kommissionsmehrheit
beantragte jedoch die Ablehnung der Motion, weil der ETH-Bereich bereits zahlreiche
Schritte zur Sensibilisierung unternommen habe. Marina Carobbio Guscetti (sp, TI)
deutete eine allfällige Ablehnung der Motion als falsches Signal. Sie forderte im Namen
der Kommissionsminderheit die Annahme des Vorstosses, da es notwendig sei, einen
umfassenden kulturellen Wandel herbeizuführen. Auch müssten die Studierenden
stärker einbezogen werden, dies sei bis anhin nicht geschehen.
Die kleine Kammer folgte in der anschliessenden Abstimmung der
Kommissionsmehrheit und lehnte die Motion mit 22 zu 14 Stimmen ab. 55

MOTION
DATUM: 17.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die APK-NR reichte im August 2021 eine Motion ein, welche verlangte, dass der
Bundesrat bis zur Wintersession 2021 eine Finanzierungsbotschaft für die Schweizer
Teilnahme am EU-Austauschprogramm Erasmus plus vorlegen soll. Die Kommission war
der Ansicht, dass sich der Bundesrat bislang zu wenig für eine Schweizer Assoziierung
an dieses Programm eingesetzt habe, obwohl er sich bereits für eine Teilnahme
ausgesprochen hatte – beispielsweise im Rahmen der im Jahr 2017 überwiesenen
Motion der WBK-SR mit dem Titel «Vollassoziierung an Erasmus plus ab 2021». Eine
Kommissionsminderheit Köppel (svp, ZH) beantragte die Ablehnung der Motion.
Der Bundesrat schloss sich dem Antrag der Minderheit an. Er strebe zwar weiterhin die
Teilnahme der Schweiz an dem Austauschprogramm an, jedoch seien davor noch einige
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Punkte zu klären. Zum einen betrachte die EU eine Assoziierung im Rahmen der
Gesamtbeziehungen Schweiz-EU und sei bisher noch nicht bereit gewesen, mit der
Schweiz exploratorische Gespräche über die wichtigsten Eckpunkte einer Assoziierung
zu beginnen. Zum anderen sei die Deblockierung des Schweizer Beitrags an ausgewählte
EU-Staaten eine Grundbedingung der EU für eine Assoziierung an Erasmus plus. Vor
diesem Hintergrund sei es nicht realistisch, innert weniger Monate eine
Finanzierungsbotschaft zu erarbeiten, zumal auch die Höhe der finanziellen Beteiligung
noch nicht geklärt sei.
Der Nationalrat beschäftigte sich in der Herbstsession 2021 mit dem Vorstoss, wobei
Nicolas Walder (gp, GE) und Christa Markwalder (fdp, BE) die Motion präsentierten.
Walder wies darauf hin, dass sich auch das Parlament schon mehrmals für eine
Assoziierung ausgesprochen habe und es deshalb wirklich an der Zeit sei, dass der
Bundesrat eine Botschaft vorlege. Das bundesrätliche Argument, dass die finanziellen
Bedingungen noch nicht geklärt seien, liess Walder nicht gelten. Die Höhe der
Schweizer Beteiligung könne anhand der Berechnungen, welche für die EWR-Staaten
bereits vorgenommen worden seien, eruiert werden. Christa Markwalder ergänzte, dass
die europäischen Mobilitätsprogramme «für die Erweiterung des Erfahrungshorizonts
der jungen Generationen zentral» seien. Die bilateral getroffenen
Hochschulvereinbarungen vermöchten diese Austauschprogramme nicht zu ersetzen,
schloss Markwalder. Franz Grüter (svp, LU), welcher die Minderheit Köppel vertrat, sah
dies anders. Für ihn stand ausser Frage, dass die bestehenden Alternativprogramme der
Schweizer Hochschulen von grosser Qualität seien. Zudem seien diese Alternativen auf
weltweiten Austausch ausgerichtet; dies sei sehr wichtig, da sich viele renommierte
Hochschulen ausserhalb Europas befänden. Erasmus plus hingegen sei teuer, unflexibel
und bürokratisch. Hinzu komme der Fakt, dass die EU – wie vom Bundesrat erläutert –
selber noch gar keinen Willen gezeigt habe, der Schweiz eine Assoziierung anzubieten.
Diese Worte vermochten jedoch nicht über die SVP-Fraktion hinaus zu mobilisieren.
Der Nationalrat nahm die Motion mit 131 zu 48 Stimmen deutlich an. 56

Der Ständerat befasste sich in der Wintersession 2021 mit der Forderung nach einer
Finanzierungsbotschaft für die Schweizer Teilnahme am EU-Austauschprogramm
Erasmus plus. Brigitte Häberli-Koller (mitte, TG) erläuterte im Namen der WBK-SR, dass
diese Sympathien für das Anliegen habe, jedoch mehrheitlich beantrage, die Motion
abzulehnen, da die geforderte Präsentation einer solchen Botschaft bis Ende
Wintersession 2021 nicht umsetzbar sei. Zudem liege seitens der EU noch kein
Verhandlungsmandat vor. Carlo Sommaruga (sp, GE), der einen Minderheitsantrag auf
Annahme der Motion gestellt hatte, sowie Maya Graf (gp, BL) waren anderer Meinung.
Sie verwiesen auf die Relevanz dieses Austauschprogramms für junge Erwachsene und
erinnerten daran, dass sich die Räte bereits für die Vollassoziierung der Schweiz
ausgesprochen hatten. Es liege am fehlenden Respekt gegenüber dem Entscheid des
Parlaments und am Mangel an politischem Willen seitens des Bundesrates, dass dieser
in diesem Dossier nicht vorangehe. Anders sei es nicht zu erklären, dass er
beispielsweise für das EU-Forschungsprogramm Horizon Europe bereits im Mai 2020
eine Finanzierungsbotschaft vorgelegt habe, obwohl dort vonseiten der EU auch kein
Verhandlungsmandat vorgelegen habe.
Nachdem Bildungsminister Parmelin noch einmal dargelegt hatte, weshalb es dem
Bundesrat derzeit nicht möglich sei, die geforderte Botschaft vorzulegen, lehnte die
kleine Kammer die Motion mit 23 zu 14 Stimmen bei 3 Enthaltungen ab. 57

MOTION
DATUM: 15.12.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Forschung

Eine knappe Mehrheit der APK-NR forderte im Februar 2022 dringliche Massnahmen zu
Gunsten des Schweizer BFI-Standorts. Die Kommission wollte den Bundesrat damit
beauftragen, Verhandlungen mit der EU über eine spezifische Vereinbarung
aufzunehmen, welche für eine umgehende Assoziierung der Schweiz als Drittland an die
EU-Programme Horizon Europe, Digital Europe, ITER, Euratom sowie Erasmus+ sorgt. In
dieser Vereinbarung sollen auch die Grundsätze für weitere Verhandlungen zwischen
der Schweiz und der EU geregelt werden. Zudem soll dieser Weg vor einem Entscheid
über Ergänzungs- und Ersatzmassnahmen eingeschlagen werden. Im Gegenzug soll der
Bund eine einmalige Erhöhung des Schweizer Kohäsionsbeitrages vorsehen. Anlass für
diese Motion war unter anderem eine gemeinsame Resolution von scienceindustries,
dem ETH-Rat und von swissuniversities, welche auf die negativen Konsequenzen der
fehlenden Assoziierung für den Schweizer Forschungs- und Innovationsplatz hinwies.
Eine Minderheit der APK-NR um Elisabeth Schneider-Schneiter (mitte, BL) beantragte
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die Ablehnung der Motion. Auch der Bundesrat konnte sich nicht mit dem Vorstoss
anfreunden. Zwar verfolge auch die Regierung das Ziel, die Assoziierung an die EU-
Programme voranzutreiben; die Schweiz habe jedoch bis anhin schon alles Mögliche
unternommen, um die entsprechenden Verhandlungen zu starten. Es fehle letztlich am
Willen der EU, welche die Assoziierung der Schweiz an die EU-Rahmenprogramme im
BFI-Bereich von den allgemeinen Beziehungen zwischen der Schweiz und der EU
abhängig mache. Die Frage der Assoziierung solle daher vielmehr im Rahmen des
strukturierten politischen Dialogs angesprochen werden.
In der Sommersession 2022 betonte Fabian Molina (sp, ZH) seitens der
Kommissionsmehrheit, dass der Schweizer BFI-Bereich stark unter der Nicht-
Assoziierung an die BFI-Rahmenprogramme der EU leide. Der Bundesrat habe im
Februar 2022 seinen neuen Verhandlungsansatz für die künftigen Beziehungen
Schweiz-EU vorgestellt. Der Schweizer BFI-Bereich könne aber nicht so lange warten,
bis dieser Ansatz greife; die Vollassoziierung müsse rasch geschehen. Wenn im Jahr
2022 keine Lösung mehr gefunden würde, hätten «so gut wie alle Forschungsprojekte
aufgrund der bestehenden Periodizität ohne Schweizer Beteiligung begonnen». Der
Aussage von Fabian Molina entgegnete Minderheitensprecherin Elisabeth Schneider-
Schneiter, dass die EU klargemacht habe, dass sie zuerst die offenen Fragen,
beispielsweise bezüglich der dynamischen Rechtsübernahme oder der Rolle des EuGH
geklärt haben wolle, bevor über weitere Abkommen gesprochen werde. Es sei nun am
Bundesrat, diese Fragen mit der EU zu klären, seitens des Parlaments seien bereits
genügend Ideen und Anträge vorgelegt worden. Auch Aussenminister Ignazio Cassis
beantragte die Ablehnung der Motion. Schon fast verzweifelt äusserte er die
rhetorische Frage, wie mit jemandem verhandelt werden könne, der nicht verhandeln
wolle. Das Parlament könne so viele Motionen annehmen, wie es wolle, in der Realität
wolle die EU aber momentan keinen Schritt auf die Schweiz zugehen.
In der anschliessenden Abstimmung kam es zu einer Pattsituation. Mit Stichentscheid
der Ratspräsidentin Irène Kälin (gp, AG) wurde die Motion sodann mit 93 zu 92 Stimmen
bei 6 Enthaltungen angenommen. Zustimmung erhielt die Motion von der SP-, der
Grünen- und der GLP-Fraktionen sowie von einzelnen Mitgliedern der Mitte- und der
FDP.Liberalen-Fraktionen. 58

Die Motion würde «Erwartungen schür[en], die nicht erfüllt werden können»,
begründete die APK-SR ihre ablehnende Position gegenüber eines Vorstosses ihrer
Schwesterkommission für dringliche Massnahmen zugunsten des Schweizer BFI-
Standorts. Mit 12 Stimmen bei einer Enthaltung beantragte die Kommission im Frühjahr
2023, die Motion zu verwerfen. Der Ansatz dieser Motion würde bei der verfahrenen
Situation um die Teilnahme der Schweiz bei Horizon Europe keine «Deblockierung»
ermöglichen.

Im März 2023 stand die Motion dann auf der Traktandenliste des Ständerats. Resigniert
untermalte Kommissionssprecher Benedikt Würth (mitte, SG) die derzeitige Situation
des «Abseitsstehens» der Schweiz. Ins gleiche Horn blies Andrea Gmür-Schönenberger
(mitte, LU) – sie bezeichnete die Situation bei Horizon Europe seit dem Abbruch der
Verhandlungen zum InstA als «jämmerlich». Obwohl dem Bundesrat im Dezember 2020
durch das Parlament ein Finanzbeschluss von CHF 6.1 Mrd. für eine siebenjährige
Teilnahme der Schweiz beim besagten Programm mit einem entsprechenden
Verhandlungsmandat zugesprochen worden war, seien seither keine Verhandlungen
erfolgt. Die EU wolle nicht verhandeln, solange die institutionellen Fragen nicht geklärt
seien, erklärten Würth und Gmür-Schönenberger. Auch mit der in dieser Motion
vorgeschlagenen Erhöhung der Kohäsionsmittel – Ausgleichszahlungen an die EU für die
Teilnahme am Binnenmarkt – könne keine Bewegung in der Angelegenheit erreicht
werden. Es ergebe somit keinen Sinn, «dem Bundesrat Aufträge zu erteilen, die schöne
Signale setzen, aber am Ziel vorbeischiessen», so Würth. Für eine Annahme machte sich
im Rat hingegen Eva Herzog (sp, BS) stark. Die drei Anliegen der Motion – Verhandlungen
über eine umgehende Assoziierung der Schweiz als Drittland an Horizon Europe und an
die weiteren Forschungsprogrammen Digital Europe, ITER, Euratom und Erasmus+, eine
einmalige Erhöhung des Kohäsionsbeitrags und die Definition von Grundsätzen für
zukünftige Verhandlungen über die Beziehungen mit der EU – behinderten den
Bundesrat «in keiner Weise» und bestärkten diesen nur in dem, was er bereits tue, so
Herzog. Es sei indes wichtig, dass das Parlament dem Bundesrat seine Haltung bezüglich
des EU-Dossiers kommuniziere. 
Aussenminister Ignazio Cassis unterstrich derweil, wie wichtig dem Bundesrat eine
Vollassoziierung der Schweiz bei Horizon Europe und den weiteren
Forschungsprogrammen sei, beantragte aber im Namen des Gesamtbundesrates
dennoch eine Ablehnung der Motion, da er bereits um eine Lösung ringe. Der Bundesrat
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habe die Staatssekretärin Livia Leu im Februar 2022 mit Sondierungsgesprächen
beauftragt und arbeite im Rahmen derer weiterhin für eine vollständige Teilnahme der
Schweiz an diesen Forschungsprogrammen. Mit 31 zu 8 Stimmen bei 2 Enthaltungen
lehnte der Ständerat die Motion schliesslich ab. Für eine Annahme votierten
Ständerätinnen und Ständeräte aus den Lagern der SP und der Grünen sowie Olivier
Français (fdp, VD). Die Motion war damit erledigt. 59
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